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Der Link zum Recht






Rechtslage 

Beim Liegenschaftsverwaltungsvertrag beauftragt der Eigentümer einer Liegenschaft eine Verwaltung mit der Bewirtschaftung der Liegenschaft. In der Regel übernimmt die Verwaltung dabei alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Instandhaltung und Administration der Liegenschaft, mit den Mietern, mit den Behörden etc. In der Regel kann sie bis zu einem bestimmten Betrag selber finanzielle Entscheidungen treffen.
1. Definition des Liegenschaftsverwaltungsvertrags

Aus rechtlicher Sicht ist der Liegenschaftsverwaltungsvertrag ein Auftrag im Sinne von Artikel 394 ff. OR. Dabei beauftragt der Hauseigentümer die Verwaltung damit, sämtliche Arbeiten auszuführen, die normalerweise mit der Verwaltung einer Liegenschaft anfallen. Gegen eine jährliche Verwaltungsgebühr übernimmt die Verwaltung sämtliche Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Liegenschaft und den Mietern anfallen. Darunter fallen diverse Abrechnungen (Warmwasser, Heizung etc.), alle Handlungen mit den Mietern (Auswahl, Abschluss von Mietverträgen, Korrespondenz, Kündigungen etc.), Administration der Hauswartung, Insertionen, Unterhalt der Liegenschaft, Buchhaltung etc. Im Liegenschaftsverwaltungsvertrag wird genau definiert, welche Aufgaben vom Verwaltungshonorar abgedeckt sind und welche nicht. In der Regel wird eine Summe abgemacht, bis zu welcher die Verwaltung selber finanzielle Entscheidungen treffen kann (Kompetenzsumme). Alle darüber hinausgehenden Ausgaben müssen vorgängig mit dem Eigentümer abgesprochen und von diesem bewilligt werden.

2. Inhalt des Liegenschaftsverwaltungsvertrags

Kernelemente des Liegenschaftsverwaltungsvertrags sind:
· Name/Firma, Adresse der Vertragsparteien

· Genaue Bezeichnung der Liegenschaft(en)

· Inhalt des Liegenschaftsverwaltungsvertrags (insbesondere Aufgaben der Verwaltung): Wichtig ist, dass der Liegenschaftsverwaltungsvertrag möglichst genau die Aufgaben der Verwaltung umschreibt.

· Gegenleistung des Eigentümers (Honorar): Es ist wichtig festzulegen, welche Aufgaben vom Honorar abgedeckt sind und welche nicht. Das Honorar kann in einem fixen Betrag oder einer Prozentangabe der Mieteinnahmen bestehen.

· Beginn und Ende des Vertrages bzw. Kündigungsfrist

· Datum und Unterschrift der Vertragsparteien

3. Dauer und Beendigung des Liegenschaftsverwaltungsvertrags

Der Liegenschaftsverwaltungsvertrag ist ein Auftrag im Sinne von Artikel 394 ff. OR. Aufträge sind zwingend jederzeit sofort kündbar. Erfolgt die Vertragsauflösung zur Unzeit, wird der Kündende schadenersatzpflichtig. Im Verwaltungsvertrag ist es jedoch üblich, dass eine Kündigungsfrist vereinbart wird. Es ist aber wichtig zu beachten, dass eine solche Kündigungsfrist in einem Gerichtsfall nicht durchgesetzt werden kann.

4. Form des Liegenschaftsverwaltungsvertrags

Grundsätzlich kann der Liegenschaftsverwaltungsvertrag formlos geschlossen werden, so auch mündlich oder stillschweigend. Es ist aber bereits schon aus Beweisgründen empfehlenswert, den Vertrag schriftlich abzufassen, allenfalls mit Unterstützung eines Juristen.

Liegenschaftsverwaltungsvertrag

zwischen

Name
Strasse, Nr., PLZ Ort

nachfolgend "Eigentümer"
und

Name
Strasse, Nr., PLZ Ort

nachfolgend "Verwaltung"
Präambel 
In Anbetracht,

dass der Eigentümer der Grundeigentümer der Liegenschaft [Bezeichnung der Liegenschaft] ist,

dass die Verwaltung mehrjährige Erfahrung in der Verwaltung von Wohn-Liegenschaften mit mehreren Parteien vorweisen kann,

dass der Eigentümer die Bewirtschaftung der Liegenschaft auslagern will,

treffen die Parteien folgende Vereinbarung:
5. Vertragsgegenstand

Der Eigentümer beauftragt die Verwaltung mit der Bewirtschaftung seiner Liegenschaft zu folgenden Bedingungen: 

Liegenschaft: 




[Bezeichnung der Liegenschaft]
Beginn der Verwaltungstätigkeit: 


[Datum]
Kompetenzsumme pro Jahr:

CHF 
[Zahl]
Abrechnungstermin:


31. Dezember
Verwaltungshonorar pro Jahr:

CHF 
[Zahl], exkl. MWST [evtl. X% der 






Mieteinnahmen]

6. Umfang des Verwaltungsmandats

Die Verwaltung übernimmt sämtliche für die ordentliche Verwaltung der Liegenschaft erforderlichen Arbeiten, insbesondere folgende:

2.1 
Vermietung

Die Vermietung der zur Liegenschaft gehörenden Objekte und deren Übergabe. Hierzu gehören die Einholung von Mieterauskünften, Abschluss, Änderung und Kündigung von Mietverträgen sowie die Erstellung der entsprechenden Protokolle.

2.2 Mietzinsfestsetzung

Die regelmässige Überprüfung der Mietzinse und aller vertraglichen Nebenleistungen. Mietzinsänderungen führt sie im Einverständnis mit dem Eigentümer durch.
Variante (zweiter Satz): 

Die Verwaltung hat die Kompetenz, die Mietzinse festzulegen.
2.3 Inkasso

Das Inkasso der Mietzinse, allfällig vereinbarter Depots und aller vertraglicher Nebenleistungen (Heiz-, Warmwasserkosten usw.) auf den jeweiligen Fälligkeitstermin.
Die Verwaltung kann zur Durchsetzung des Inkassos den Rechtsweg beschreiten.
2.4 
Verkehr mit Mietern und Behörden

Der mündliche und schriftliche Verkehr im Rahmen der ordentlichen Liegenschaftsverwaltung mit Mietern und Ämtern sowie Gerichten (inkl. Schlichtungsbehörden).
2.5 
Versicherungen

Abschluss, Überwachung und Kündigung von Versicherungsverträgen:
Hierzu gehören die Gebäude-, die Gebäudesach- und die Gebäudehaftpflichtversicherung.
Im Zusammenhang mit dem Arbeitsvertrag mit dem Hauswart werden Unfall, Unfall- und Krankentaggeld sowie Berufshaftpflicht des Hauswarts versichert.
Die Versicherung weiterer Risiken erfolgt nach Absprache mit dem Eigentümer.
Die Verwaltung meldet Schadenfälle der Versicherungsgesellschaft und wickelt diese mit der Versicherung ab.

2.6 
Buchhaltung/Budget

Die Führung der Buchhaltung über die Liegenschaft nach kaufmännischen Grund​sätzen und auf Verlangen das periodische Erstellen eines Budgets.

2.7 
Betriebs-, Heiz- und Warmwasserkostenabrechnung

Die Ermittlung und Durchführung der Betriebs-, Heiz- und Warmwasserabrechnungen und Abrechnung mit den Mietern entsprechend den Bestimmungen der Mietverträge.
Die der Verwaltung für die Erstellung der Abrechnung zustehende Vergütung wird den Mietern weiter belastet.

2.8 
Bezahlung von Rechnungen

Die Überprüfung und Bezahlung sämtlicher die Liegenschaft betreffende Auslagen wie Strom, Wasser, Kehrichtabfuhr, Liegenschaftensteuer, Lieferanten- und Handwerksrechnungen, Versicherungsprämien sowie Hypothekarzinsen und Amortisationen.
Sollten auf dem Verwaltungskonto die für die Bezahlung der Rechnungen erforderlichen Mittel fehlen, muss die Verwaltung den Eigentümer rechtzeitig benachrichtigen und genügende Deckung beantragen.
Die Verwaltung haftet nicht für die Folgen, die sich aus nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellter Deckung durch den Eigentümer ergeben. Soweit die Verwaltung Mittel vorschiesst, verpflichtet sich der Eigentümer zur umgehenden Deckung.
2.9 
Unterhalt der Liegenschaft

Regelmässige Kontrolle der Liegenschaft auf ihren Zustand.
Die Anordnung der Reparaturen und Renovationen innerhalb der Kompetenzsumme und Überwachung der entsprechenden Arbeiten auf deren richtige Ausführung.
Weisen Kostenvoranschläge eine Überschreitung der Kompetenzsumme aus, unterbreitet die Verwaltung dem Eigentümer vorgängig ein Kreditgesuch. Ausgenommen sind hiervon einzig Arbeiten, die ausgeführt werden müssen, um drohenden Schaden abzuwenden.
2.10 
Hauswartung

Abschluss, Überwachung und Kündigung von Hauswartverträgen.
Erstellung und Durchsetzung der Hausordnung.
Bereitstellung der Gebrauchsgegenstände und Geräte, die für die ordnungsgemässe Bewirtschaftung und Ausstattung des Hauswarts erforderlich sind.
2.11 
Wartungsverträge

Abschluss, Überwachung und Kündigung von Wartungsverträgen.
2.12 
Heizung

Die Aufrechterhaltung und Überwachung des Heizbetriebs, Einkauf des Heizmaterials und Erstellung der entsprechenden Abrechnungen.
2.13 
Garantieabnahmen

Die Wahrung der Interessen des Eigentümers bei Garantieabnahmen sowie bei der Behebung von Bau- und Garantiemängeln.
Orientierung des Eigentümers über bevorstehende Abnahmen und/oder Prüfungen der Liegenschaft so rechtzeitig, dass der Eigentümer oder ein von ihm bestellter Vertreter ebenfalls daran teilnehmen kann.
Orientierung des Eigentümers über aufgetretene Bau- und Garantiefälle, die über Bagatellcharakter hinausgehen.
2.14 
Abrechnung

Die Verwaltung erstellt auf den Abrechnungstermin die Liegenschaftsabrechnung und stellt diese dem Eigentümer zu. Der Eigentümer ist berechtigt, Unterlagen und Rechnungsbelege einzusehen.
Sofern innert 30 Tagen nach erfolgter Zustellung keine Beanstandung erfolgt, gilt die Abrechnung als genehmigt.

7. Verwaltungshonorar

Das ordentliche Honorar wird dem Eigentümer in Rechnung gestellt und der Verwaltungsrechnung belastet.
Im Verwaltungshonorar sind blosse Mitteilungen oder Rückfragen an den Eigentümer eingeschlossen.
Im Verwaltungshonorar nicht eingeschlossen sind namentlich:

· Kosten für Mieter-, Betreibungs- und Steuerauskünfte 
· Insertionenkosten
· PostFinance- und Bankgebühren 
· Betreibungskosten

· ausserordentliche Inkassi

· Kosten und Gebühren bei Ausweisungen und Gerichtsverfahren

· Anwaltskosten

· Kosten für die Behebung von Bau- und Garantiemängeln

· Vorbereitung und Durchführung von Umbauten und grösseren Renovationen

Die separate Belastung für weitere Arbeiten erfolgt nach Absprache.
Betreffend die Ansätze der separaten Belastungen wird auf die Tarife des SVIT verwiesen.

8. Kündigung

Dieser Vertrag tritt mit gegenseitiger rechtsgültiger Unterzeichnung in Kraft und ist bis [Datum] fest abgeschlossen.
Nach Ablauf der festen Vertragsdauer kann der Vertrag jeweils auf den Abrechnungstermin unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist aufgelöst werden. Die Kündigung hat mit eingeschriebenem Brief zu erfolgen.

9. Unterlagen

Der Eigentümer stellt der Verwaltung alle zur ordentlichen Durchführung der Verwaltungstätigkeit erforderlichen Unterlagen wie Kaufvertrag, Werkvertrag, kompletter Satz Baupläne, Katasterplan, Handwerkerliste, Versicherungspolicen usw. zur Verfügung.
Nach Beendigung des Vertrags sind dem Eigentümer sämtliche Verwaltungsunterlagen wieder herauszugeben.

10. Vollmacht

Der Eigentümer erteilt der Verwaltung Vollmacht mit Substitutionsrecht zur Durchführung aller sich aus dem vorliegenden Vertrag ergebenden Rechtshandlungen. Diese Vollmacht umfasst nebst der Vertretung gegenüber Behörden auch diejenige im mietrechtlichen Verfahren, im summarischen Verfahren (Rechtsöffnung, amtliche Zustellung von Kündigungen, Befehlsverfahren, nichtstreitige Rechtssachen) sowie im Beschwerdeverfahren gemäss Schuldbetreibungs- und Konkursrecht.
Die Mandatierung eines Rechtsanwaltes ist vorgängig mit dem Eigentümer abzusprechen.

11. Änderungen des Vertrages

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages einschliesslich dieser Bestimmung bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit der Schriftform.

12. Teilunwirksamkeit

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtlich unwirksam bzw. nichtig sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Die unwirksame bzw. nichtige Bestimmung ist durch eine Bestimmung zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung sowie dem Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, soweit dieser Vertrag lückenhaft sein sollte.
13. Anwendbares Recht/Gerichtsstand

Soweit dieser Vertrag nichts anderes vorsieht, gelten im Übrigen analog die Bestimmungen des einfachen Auftrags im Sinne von Art. 394 ff. des schweizerischen Obligationenrechts.
Gerichtsstand ist [Ort der Liegenschaft; Variante (alternativ): Sitz einer Vertragspartei].


Ort und Datum



Ort und Datum

___________________________

___________________________

Unterschrift Eigentümer


Unterschrift Verwaltung
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